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Schiedsspruch verändert Investitionskosten grundlegend

Die gläserne Decke ist durchbrochen
Die Thüringer SGB XII-Schiedsstelle spricht einem Pflegeheimträger erstmals mehr als 24 Euro pflegetäglich zu. Inves-

titionskosten nicht geförderter Einrichtungen im Freistaat können künftig nach neuen Parametern verhandelt werden.

Von Jörn Bachem

Meiningen/Iserlohn/Darmstadt // Es 
schien sich ein Muster von Investiti-
onskosten-„Verhandlungen“ in Thü-
ringen herausgebildet zu haben: Mo-
nate nach dem Antrag schickt das 
Landesverwaltungsamt (TLVwA) ei-
nen Satz, der maximal die Höhe der 
teuersten Einrichtung im Kreis hat. 
Das Argument: Der externe Vergleich 
lässt nichts anderes zu. Verwies der 
Träger auf seine höheren Geste-
hungskosten und die mangelnde Ver-
gleichbarkeit älterer Einrichtungen, 
konnte er allenfalls damit rechnen, 
auf eine Kalkulation nach den Vorga-
ben für geförderte Einrichtungen ver-
wiesen zu werden, jedenfalls soweit 
für den Sozialhilfeträger günstig. Ver-
handlungsbereitschaft? – null. So la-
gen die Investitionskosten in Thürin-
gen über viele Jahre in einem kühlen 
Dornröschenschlaf, zum Leidwesen 
der Einrichtungen.

Das Internationale Bildungs- und 
Sozialwerk, ein Träger mit mehreren 
Einrichtungen der Altenhilfe, wollte 
sich damit nicht mehr abfinden und 
hat deshalb ein Schiedsverfahren ge-
gen das TLVwA geführt. Der Kosten-
träger hatte ihm nur 14,47 Euro Ta-
gessatz angeboten. Das Ergebnis: 
Von beantragten 24,27 Euro hat die 
Schiedsstelle der Einrichtung 24,18 
Euro zugesprochen. Dass ein Trä-

ger zu mehr als 99 Prozent recht be-
kommt, ist alles andere als alltäg-
lich. Ebenso wenig alltäglich sind die 
Änderungen der bisherigen Berech-
nungsweise, welche die Schiedsstelle 
für angezeigt hält:
ee Die Gebäudeabschreibung hat das 

TLVwA stets analog der Regeln für 
geförderte Einrichtungen auf 50 
Jahre, entsprechend 2,0 Prozent 
p.a., gedeckelt. Die Schiedsstelle 
hielt 3 Prozent, also 33 Jahre, ent-
sprechend den steuerrechtlichen 
Regeln und den Rahmenverträ-
gen für andere Leistungsbereiche 
für angemessen, ein Zuwachs von 
50 Prozent. Die jeweilige steuer-
rechtliche AfA muss auch für Au-
ßenanlagen, Einrichtung und 
Ausstattung der Einrichtung 
maßgebend sein, so die Thürin-
ger Schiedsstelle.

ee Das eingesetzte Eigenkapital 
kann mit 2,5 Prozent p.a. verzinst 
werden, auch um Eigentümer-Be-
treiber nicht schlechter zu stellen 
als Investoren. Der Zinssatz richte 
sich danach, welche Rendite ein 
vernünftig agierender Marktteil-
nehmer zum Zeitpunkt der In-
vestition bei langfristiger Anlage 
erhalten hätte. Der vom TLVwA 
angeführte negative(!) EZB-Leit-
zins sei sachwidrig.

ee Auch das Angebot des TLVwA von 
0,6 Prozent der Anschaffungs- 

und Herstellungskosten (AHK) 
jährlich für die Instandhaltung 
ist aus Sicht der Schiedsstelle un-
angemessen. Es sei bekannt, dass 
das Amt anderen Antragstellern 
1,0 Prozent der AHK gewähre. Da-
bei seien die AHK über den Bau-
kostenindex nach aktuellen Prei-
sen zu bereinigen.

ee Beachtlich auch die Entscheidung 
zum externen Vergleich: Weil bis-
lang alle Einrichtungen nur 2 Pro-
zent AfA gewährt bekommen 
haben, seien die Investitionskos-
tensätze der anderen nicht öf-
fentlich geförderten Einrichtun-
gen in Thüringen kein geeigneter 
Vergleichsmaßstab. Die Schieds-
stelle habe daher nur die einzel-
nen Kostenpositionen auf ihre 
Angemessenheit prüfen können 
(„interner Vergleich“).

ee Schließlich betont die Schieds-
stelle auch den Vertrauensschutz: 
Wenn der Sozialhilfeträger im 
Rahmen der ersten Verhand-
lung der Investitionskosten nach 
der Errichtung die Nutzfläche je 
Bewohner:in nicht beanstandet 
habe, könne er dies nicht im Rah-
men von Verhandlungen für Fol-
gejahre nachholen.

Schiedsspruch mit bundesweiter 
Signalwirkung 

Gerade die Anpassung der Gebäude-
abschreibung an die steuerrechtlichen 
Vorgaben und damit zugleich die ge-
bäudewirtschaftlichen Realitäten 
ist ein Durchbruch, welcher endlich 
eine angemessene Refinanzierung 
der Immobilie sicherstellt und bun-
desweit Signalwirkung haben dürfte. 
Die 50-jährige Abschreibungsdauer, 
welche geförderten Einrichtungen 
vielerorts in der Refinanzierung auf-
erlegt wird, war schon immer unrea-
listisch und unangemessen. Die sich 
stetig verschärfenden Standards be-
treffend Barrierefreiheit, Brandschutz 
und Energieeinsparung beschleuni-
gen den Werteverlust immens. Die 
daraus resultierende Liquiditätslü-
cke belastet bis heute viele Bilanzen. 
Die gläserne Decke der 50-jährigen 
Abschreibung ist in Thüringen nun 
Geschichte. Mit der Eigenkapitalver-
zinsung und den Instandhaltungsauf-
wendungen sind auch weitere für das 
Entgelt zentrale Parameter den wirt-
schaftlichen Gegebenheiten entspre-
chend neu justiert.

Und kein Einrichtungsträger 
muss fürchten, den Zuwachs bei der 

Berechnung der einzelnen Positio-
nen durch einen externen Vergleich 
wieder weggekürzt zu bekommen. 
Der externe Vergleich war bislang 
stets das Schwert, mit dem das TL-
VwA die Investitionskosten auf nied-
rigem Niveau gekappt hat. Damit 
ist Schluss: Neben der Vergleichbar-
keit nach Baualter und Konzeption 
kommt es entscheidend darauf an, 
dass nur Einrichtungen mit densel-
ben Abschreibungssätzen miteinan-
der verglichen werden können. Sätze, 
die mit 50 Jahren Gebäudeabschrei-
bung kalkuliert sind, sind kein Ver-
gleichsmaßstab. Damit wird der ex-
terne Vergleich für längere Zeit keine 
Rolle mehr spielen. Diese Zeiten-
wende ist für das TLVwA ein großer 
Einschnitt. Wenig überraschend hat 
es gegen den Schiedsspruch Klage 
erhoben. Aufgrund der äußerst sorg-
fältigen Vorgehensweise der Schieds-
stelle und der umfassenden Begrün-
dung des Schiedsspruchs dürfte der 
Klage jedoch kaum Erfolg beschieden 
sein. Dornröschen ist in Thüringen er-
wacht...

 e Jörn Bachem ist Rechtsanwalt 
und Partner bei Iffland Wisch-
newski Rechtsanwälte – Fach-
kanzlei für die Sozialwirt-
schaft in Darmstadt. Er hat das 
Schiedsverfahren geführt.  
iw-recht.de

In punkto Verhandlungsbereitschaft bei den Investitionskosten signalisierte das Thürin-

ger Landesverwaltungsamt bislang: null Entgegenkommen.  Foto: vchalup/AdobeStock
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Zahl der Woche

Personen haben in Bayern die von der 
Staatsregierung neu eingerichtete An-
laufstelle „Pflege-SOS Bayern“ bereits 
in der ersten Woche nach ihrem Start 
am 7. März genutzt – darunter 35 kon-
krete Beschwerden, teilte das bayeri-
sche Gesundheitsministerium mit. Die 
telefonisch und per Mail erreichbare 
Anlaufstelle soll dazu dienen, Miss-
stände in Pflegeheimen zu melden.

Stiftung Patientenschutz fordert: 

Notfallplan für Corona in Heimen
Berlin // Zum Start der Impfpflicht 
für das Pflege- und Gesundheitsper-
sonal in Deutschland am 16. März  
forderte die Deutsche Stiftung Pati-
entenschutz weitergehende Schritte 
zum Schutz in Pflegeheimen. „Mit der 
einrichtungsbezogenen Impfpflicht 
wird die Pandemie in der Alten- 
und Krankenpflege nicht beherrsch-
bar“, sagte Stiftungsvorstand Eugen 
Brysch der Deutschen Presse-Agen-
tur in Berlin. Bis zum 15. März muss-
ten Beschäftigte etwa von Pflegeein-
richtungen, Kliniken und Arztpraxen 
Impf- oder Genesenen-Nachweise 
vorlegen. Die Gesundheitsämter kön-
nen dann reagieren, meist soll unge-

impften Beschäftigten zunächst eine 
Frist gegeben werden, den Nachweis 
nachzureichen.

Brysch: Lokale Ausweichquar-
tiere sind nötig

Brysch verwies darauf, dass die der-
zeitigen Impfstoffe die Verbreitung 
der aktuellen Corona-Variante kaum 
stoppen könnten. „So bleibt es ein ge-
fährliches Spiel mit Leib und Leben, 
solange sich infizierte und nicht infi-
zierte Heimbewohner ein Zimmer tei-
len müssen.“ Und das passiere aktuell 
immer wieder, meint er. „Notwendig 
wäre es vielmehr, Infizierte und nicht 

Infizierte strikt voneinander zu tren-
nen. Im Pflegeheim ist das praktisch 
nicht möglich“, sagte Brysch. Nö-
tig seien lokale Ausweichquartiere 
– etwa Krankenhäuser, Reha-Ein-
richtungen oder Hotels. Für ein sol-
ches, kurzfristig nötiges Verfahren 
brauche es eine Gesetzesgrundlage. 
Stattdessen drohe die Einrichtungs-
impfpflicht, den Personalmangel in 
sensiblen Bereichen zu verschärfen.

Lockerungen überdenken

Zugleich forderte Brysch die Koali-
tion auf, die geplanten Lockerungen 
im Infektionsschutzgesetz wegen 

der derzeit wieder stark steigenden 
Infektionszahlen zu überdenken. 
„Der Bundestag darf bei der Novelle 
nicht die Vernunft begraben“, sagte 
er. „Setzt sich die radikale Freedom-
day-Fraktion durch, dann sind bei der 
aktuellen Inzidenz täglich Hunderte 
Tote zu erwarten.“

Am 16. März wurde im Bundestag 
erstmals ein Gesetzentwurf von Bun-
desgesundheitsminister Karl Lauter-
bach (SPD) und Justizminister Marco 
Buschmann (FDP) zur Novelle des 
Infektionsschutzgesetzes beraten. 
Demnach soll ab 20. März bundes-
weit nur noch ein stark abgespeck-
ter Basisschutz möglich sein.  (dpa)
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